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Zum Verfahren in Sachen der vermögengrechtlichen 
Auseinanderſetzungen zwiſchen Rirche und Schule. 


ſeits die Schule, oder beſſer geſagt, das öffentliche Intereſſe des Un— 


terrichtes. Dieſes letztere wird aber je nach der localen Begrenzung 
von dem Ortsſchulrathe, oder von dem Bezirksſchulrathe, kurz von 
der Schulbehörde ſelbſt vertreten. 

Es kann daher keineswegs als unſtatthaft oder auch nur als 
auffallend erſcheinen, wenn gegen eine Entſcheidung des Bezirksſchul⸗ 
rathes der Ortsſchulrath oder gegen ein Erkenntniß der Landesſchul— 
behörde der Bezirksſchulrath den Recurs ergreift, inſoferne dieſe ge 
nannten Verwaltungsorgane durch die betreffende Entſcheidung jene 
Intereſſen als verletzt erachten, deren Wahrung ihnen nach dem Ge— 
ſetze obliegt. 

Dieſes Verhältniß nun führt uns noch einen Schritt weiter. 


Es kann nämlich der Fall gedacht werden, daß der Bezirksſchulrath 


z. B. einem Seitens der Kirche erhobenen Auſpruche Folge gegeben, 
alſo gegen die Schule entſchieden hat, daß dieſe Entſcheidung aber 
eine irrige war. Die Kirche ſtellte ſich natürlich mit dieſer Entſchei⸗ 
dung zufrieden, auch der Ortsſchulrath hat hiegegen nichts eingewen⸗ 
det, dieſer letztere hat ja nicht immer ein unmittelbares Intereſſe daran, 
insbeſondere dann nicht, wenn der Localſchulfond bloß die ſachlichen 


Bedürfniſſe der Schule zu decken hat, während die Bedeckung der 
Lehrergehalte Sache des Schulbezirkes iſt. Was ſoll nun geſchehen? 
Soll das Unrecht zum formalen Rechte werden, ſollen die öffentlichen 


Intereſſen geſchädigt werden, ohne daß Jemand ſich derſelben annimmt 
und ihr Recht verficht? Wohl wird dies nach dem dermaligen Stande 
unſerer Geſetzgebung ſo lange der Fall ſein, als die höhere Behörde von 
dem Falle keine Kenntniß erlangt. 

Wie aber, wenn die Sache zur Kenntniß der höheren Behörde 
gelangt? Dies iſt ja leicht möglich; denken wir uns z B. nur, daß 
der Streit über die Intereffen einer Grundentlaſtungs⸗Obligation ab⸗ 
geführt wurde; die erſte Inſtanz hat zu Gunſten der Kirche entſchieden, 
und die Acten gelangen jetzt behufs Einleitung der Umſchreibung 
der Obligation an den Landesſchulrath; der letztere prüft dieſelben 
und kommt darauf, daß die Entſcheidung der erſten Inſtanz unrich— 


tig war. 


Von Carl Freiherrn v. Jacobi d' Ekholm. 


(Fortſetzung.) 


Wir wollen nun bier noch eine Frage berühren, die von 
großem Intereſſe iſt — die Frage nach der Rechtswirkung eines 
derartigen Judicates. 

Daß mit demſelben ein jus intra partes geſchaffen erſcheint, ſo⸗ 
bald die Entſcheidung rechtskräftig geworden iſt, iſt klar, ebenſo klar 
iſt, daß, ſolange die Rechtskraft nicht eingetreten iſt, von der einen 
oder anderen Partei das Rechtsmittel des Recurſes ergriffen werden 
kann. 

Wer iſt hiebei aber Partei? Einerſeits derjenige, über deſſen 
Leiſtungepflicht aberkannt wird, beziehungsweiſe derjenige, deſſen be- 
hauptetes Bezugsrecht, im Falle die Leiſtung für die Schule in An- 
ſpruch genommen wird, als unbegründet erkannt wird, — anderer⸗ 


Hier entſteht nun die Frage: kann die höhere Behörde in 
einem ſolchen Falle die Entſcheidung der unteren Inſtanz von Amts— 


wegen beheben und eine neue Entſcheidung fällen? Wir glauben 


dieſe Frage bejahen zu müſſen. 

Man wird dagegen einwenden, daß die Entſcheidung der unteren 
Inſtanz bereits ein formales Recht zwiſchen den Parteien geſchaffen 
habe daß der einen Partei hieraus ein Rechtsanſpruch erwachſen ſei, 
welcher ihr nicht mehr verkürzt werden könne. Allein dieſes Ver— 
hältnitz muß von einem anderen Geſichtspunkte aus betrachtet werden 
und dieſer ergibt ſich aus der Erwägung, daß die öffentlichen In— 
tereſſen im adminiſtrativ-richterlichen Verfahren nicht ſelbſtſtändig ver⸗ 
treten ſind. Solange dies der Fall iſt, muß auch die Rechtskräftig⸗ 
keit der adminiſtrativen Erkenntniſſe auf das engſte interpretirt 
werden. 

Es iſt nämlich, damit ein Erkenntniß in Rechtskraft erwachſe, 


nicht genug, daß dasſelbe innerhalb der geſetzlich gegebenen Recurs— 
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eine etwa deſſenungeachtet erfolgte Caſſirung geltend gemacht werden 


friſt nicht angefochten wird, ſondern es iſt vor Allem nothwendig, können. 


daß die Parteien auch in der Lage waren, gegen dieſes Erkenntniß 


Noch einer Frage glauben wir hier Erwähnung thun zu ſollen, 


zu recurriren und hiezu iſt wieder nöthig, daß ihnen dasſelbe intimirt | weil dieſelbe mit der oben erörterten im Zuſammenhange ſteht. Es 
wurde, daß fie überhaupt in Kenntniß von dem Judicate geſetzt kann nämlich nicht zweifelhaft erſcheinen, daß der im Civil-Proceſſe 
wurden. Die ftreitenden Parteien nun find die Kirche und die Schule. geltende Grundſatz. daß das erſtrichterliche Erkenntniß zum Nachtheile 


Allein, wie wir ſchon vorne bemerkten, ſtehen dieſe beiden einander 
doch nicht lediglich als Parteien gegenüber, ſondern auf Seite der 
Schule waltet auch noch ein öffentliches Intereſſe vor. Dieſes letztere 
iſt zunächſt von der entſcheidenden Stelle ſelbſt zu wahren. Aber 
auch die Behörden höherer Inſtanz ſind zur Wahrung dieſes Inter— 
eſſes berufen, auch ſie ſind der geſetzliche Anwalt desſelben. Dieſem 
Anwalte muß nun offenbar das Recht des Einſpruches zuſtehen, zumal 
in ſolchen Fallen, wo der zunächſt berufene Vertreter, die untere Be— 
hörde, zugleich Richter iſt und daher nicht zu erwarten ſteht, daß 
derſelbe das öffentliche Intereſſe gegen ſein eigenes Judicat vertreten 
würde Die Ausübung dieſes Rechtes aber kann naturgemäß erſt 
nach erlangter Kenntniß des Falles erfolgen. 

Hiemit wird dem öffentlichen Intereſſe kein größeres Recht ein— 
geräumt, als es jede Partei beſitzt. Wenn einer Partei zu viel auferlegt 
wird, fo unterliegt die Entſcheidung dem Recurszuge; wenn ihr nun 
aber zu wenig auferlegt wird, wenn alſo das öffentliche Intereſſe 
verkürzt erſcheint, ſo gäbe es, ſolange die öffentlichen Intereſſen im 
adminiſtrativen Proceſſe nicht ſelbſtſtändig vertreten ſind, kein Mittel, 
dieſelben zur Geltung zu bringen, wenn der Oberbehörde das Recht 
abgeſprochen werden wollte, ſelbſt als Anwalt dieſer Intereſſen aufzu— 
treten, ſobald ſie durch die Durchſicht der Acten überhaupt zur Kent— 
niß des betreffenden Falles gelangt. 


der dagegen appellirenden Partei nicht abgeändert werden kann, auch 
im adminiſtrativ-richterlichen Verfahren im Allgemeinen feine Anwen— 
dung finde. 

Wie aber, wenn bei einem Streite zwiſchen Kirche und Schule 
die erſte Inſtanz dem Begehren der erſteren zum Theile Statt gegeben 
hätte, dieſe jedoch gegen das Erkenntniß recurrirt und die Anerkennung 
des ganzen Petites fordert — die Oberbehörde aber bei der Prüfung 
des Falles zur Erkenntniß gelangt, daß nicht nur das Recurspetit 
unbegründet ſei, ſondern daß der von der Kirche erhobene Anſpruch, 
auch ſoweit das Erkenntniß der erſten Inſtanz denſelben anerkannte, 
nicht zu Recht beſtehe? Dieſer Fall fällt im Grunde genommen, mit 
dem früheren zuſammen. Auch hier gelangt die obere Behörde zur 
Kenntuiß, daß durch die Entſcheidung der untern Inſtanz das öffent- 
liche Intereſſe verkürzt wurde, und es wird daher in dieſem Falle 
gegen eine reformatio in pejus recurrentis aus deuſelben Gründen 
nichts eingewendet werden können, aus welchen eine Caſſirung der 
unteren Entſcheidung von Amtswegen als zuläſſig erſcheinen muß. 
Daß hiebei die äußere Veranlaſſung, wodurch der Fall zur Kenntniß 
der Dberbehörde gebracht wurde, durch den Recurs der anderen 
Partei geboten wird, kann nicht als relevant erſcheinen, zumal wenn 
man die im Civilproceſſe geltende Norm dagegen hält, nach welcher 
die früher angeführte Regel in dem Falle keine Geltung hat, wenn 


Formal läßt ſich eine ſolche von Amtswegen verfügte Aufhebung gegen das Erkenntniß von beiden Parteien die Appellation ergriffen 


der Entſcheidung der unteren Inſtanz wohl genügend mit dem der 
Dberbehörde geſetzlich zuſtehenden Rechte der Aufſicht und Ueber— 
wachung rechtfertigen, welches Recht ſeinem Begriffe nach die Mög— 
lichkeit eines corrigirenden Einfluſſes zuläßt. 

In dem Falle, den wir hier als Beiſpiel gewählt, ließe ſich 
auch noch das weitere Argument geltend machen, daß die Kirche 
durch den Beſchluß der unteren Behörde allein, inſolange die Zu— 
ſtimmung zur Umſchreibung der Obligation noch nicht ertheilt war, 
einen definitiven Rechtsanſpruch auf das fragliche Capital noch nicht 
erlangt hatte. 

Es iſt übrigens zu bemerken, daß es keineswegs zu perhorres⸗ 
ciren wäre, wenn die untere Inſtanz, ſobald ihr gegenwärtig wird, 
daß ihre Entſcheidung die Intereſſen des öffentlichen Unterrichtes ver⸗ 
kürzt habe, die Acten ſelbſt der Oberbehörde mit dem Erſuchen vor⸗ 
legte, ihre Entſcheidung zu beheben. Daß dies möglich ſei, geht eben 
wieder aus der doppelten Stellung der Schulbehörde hervor; es iſt 
nicht weniger möglich, als es möglich iſt, daß der Anwalt der Partei 
überhaupt gegen das Erkenntniß des Richters Einſpruch erhebe. Da⸗ 
gegen verſteht ſich von ſelbſt, daß es unſtatthaft wäre, wenn die 
entſcheidende Inſtanz ihr eigenes Sudicat ſelber aufheben wollte; einem 
ſolchen Vorgehen ſtünde eben die Natur und das Weſen der richter— 
lichen Entſcheidung im Wege. 

Die hier angeregte Frage über die Statthaftigkeit einer von 
Amtswegen Seitens der Oberbehörde erfolgenden Caſſtrung der unter- 
behördlichen Entſcheidung wegen Verletzung des öffentlichen Intereſſe 
führt übrigens eine weitere Frage in ihrem Gefolge, deren Löſung 
vielleicht noch ſchwieriger erſcheint. 

Es fragt ſich nämlich, iſt die von Amtswegen erfolgende Zur- 
geltungbringung des öffentlichen Intereſſes im obigen Sinne ſtets, 
alſo ohne Beſchränkung auf eine gewiſſe Zeit ſtatthaft, oder nicht, und 
im letzteren Falle, welche zeitlichen Schranken ſollen ihr geſetzt werden? 
Nach unſerer Anſicht könnte dieſe Frage theoretiſch nur dahin be⸗ 
antwortet werden, daß der Oberbehörde das fragliche Recht ohne Ein- 
ſchränkung auf eine beſtimmte Friſt ſolange zuſtehe, bis ſie in die 
Kenntniß des Falles gelangte; denn dann iſt für ſie ja überhaupt 
erſt die Möglichkeit eines Einſchreitens gegeben. Es verſteht ſich jedoch 
von ſelbſt, daß die Möglichkeit der Caſſirung der unterbehördlichen 
Entſcheidung in dem Momente wegfällt. in welchem Seitens der 
Partei auf Grund dieſer Entſcheidung die Erſitzung des fraglichen 
Rechtes eingetreten iſt. Dieſer Umſtand wird daher vorkommenden 
Falles von der revidirenden Oberbehörde ſelbſt ins Auge zu faſſen 
ſein, beziehungsweiſe von der Partei im Wege des Recurſes gegen 


wird. Denn dieſer Fall iſt mit dem obenerwähnten des adminiſtrativen 

Proceſſes inſoferne analog, als hier das wegen des Mangels einer 

ſelbſtſtändigen Vertretung des öffentlichen Intereſſes nicht in ſelbſt⸗ 

ſtändiger Form zum Ausdrucke gelangende Recursrecht dieſes letzteren 

gewiſſermaßen von der oberen Inſtanz ſelbſt gehandhabt wird. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wahrend der Wirkſamkeit der heimatrechtlichen Beſtimmungen 

des Conſcriptionspatentes vom 25. October 180 konnten auch 

Finanzwachcommiſſäre das Heimatrecht in der Gemeinde ihres 
Dienſtortes erwerben. 


Im Jahre 1866 ſtarb zu Efferding in O. Oe. der active 
k. k. Finanzwachcommiſſär Carl P., mit Hinterlaſſung ſeiner Gattin 
Joſefa und dreier ehelicher Kinder. Es handelte ſich nun um die 
Zuſtändigkeit dieſer Familie. Die Witwe Joſefa P. und die drei Kinder 
haben ſeit dem Tode des Genannten ſelbſtſtändig kein Heimatrecht 
erworben und dasſelbe daher von dieſem Letzteren abzuleiten. Carl 
P. (Ehegatte und Vater) iſt geboren anno 1801 zu Brünn, wo ſein 
ehelicher Vater Max P. laut Taufſcheines bürgerlicher Handelsmann 
war. Von feiner Jugend iſt gar nichts bekannt, da die Witwe hier- 
über nichts anzugeben weiß. Dagegen iſt durch Standesliſte und 
Dienſtesdocumente nachgewieſen, daß P. vom Jahre 1831 an bis 
zum Tode anno 1866 dem Stande der Gefällenwache angehörte. 
Er war von 1844 bis zum Tode definitiver Finanzwacheommiſſär 
zweiter und erſter Claſſe. In letzterer Eigenſchaft diente er: von 
1844 bis 1849 in Lofer, Salzburg und Oberndorf, von 1849 bis 
1852 in Saalfelden, von 1852 bis 1862 in Haag, von 1862 bis 
1866 in Efferding. Als Sohn eines bürgerlichen Handelsmannes in 
Brünn war Carl P. von Geburt aus nach Brünn zuſtändig. 

Die Statthalterei Brünn erklärte, die Gemeinde Brünn zur 
Anerkennung der Zuſtändigkeit der Familie P. nicht verhalten zu 
können, weil Carl P. ſchon vor der G. O. vom Jahre 1849, näm⸗ 
lich ſchon anno 1844 Finanzwachcommiſſär war, wodurch er nach 
§ 26 des Conſcriptionspatentes von 1804 die Zuſtändigkeit im An⸗ 
ſtellungsorte erwarb. 

Die Statthalterei Linz theilte dieſelbe Anſicht. P. habe aller⸗ 
dings unter dem Beſtande der G. O vom Jahre 1849 und 1859 


107 


und des H. G. vom Jahre 1863 die Zuſtändigkeit nach Haag und derlei Grundflächen, theils wegen mangelhafter Beſchaffenheit der 
Efferding aus dem Titel ſeiner Anſtellung als Finanzwachcommiſſär Einfriedung, theils im Winter bei Schneeverwehungen leicht möglich 
nicht erworben, weil durch die Miniſterialerläſſe vom 23. December ſei, — auch die bei den Häuſern befindlichen, wenn auch eingefriede ten 


1851, 3. 23.913 und 3. Auguſt 1852, 3. 16 936 (Salz. L. G. 
Bl. Nr. 215) entſchieden wurde, daß die Finanzwachmannſchaft und 
Commiſſäre nicht zu jenen Staatsdienern gehören, welche nach $ 13 
der G. O. vom Jahre 1849 das Heimatsrecht am Anſtellungsorte 
beſitzen, da ihr Aufenthalt kein ſtändiger und jenem der ‚militia vaga 
ähnlich ſei. Allein da P. ſchon anno 1844 bis 1852 im Salzburg' 
ſchen als Finanzwachcommiſſär angeſtellt war, ſo habe er nach dem 
Conſcriptionspatente und nach dem Hofkanzleidecrete vom 23. Novem- 
ber 1822 (Pol. Gel. S. pag. 668) das Heimatrecht daſelbſt be- 
feffen, weil nach dieſen Vorſchriften die Beamten eines Ortes zur 
einbeimiſchen Bevölkerung zu zählen waren, und vor 1850 überhaupt 
kein Unterſchied gemacht wurde, ob die Anſtellung den ſtändigen 
Aufenthalt erforderte oder nicht. 

Die Landesregierung Salzburg trat dieſer Anſicht entgegen. 
Nach obiger Deduction würde die Gemeinde Saalfelden in Salzburg 
die Heimatsgemeinde der Familie P. ſein, weil Carl P. dort von 
1849 bis 1852, alſo zuletzt vor der Conſtituirung der Ortsgemeinde 
gedient hat. Aber auch das Conſcriptionspatent habe zur Zählung 
einer Perſon als „einheimiſch“ den bleibenden Aufenthalt (laut 
§ 26 3. 1) erfordert. Nach der Anficht der Landesregierung Salz⸗ 
burg war P. zur Zeit des Todes noch immer nach Brünn zuſtän⸗ 
dig, wo alſo deſſen Familie noch heute heimatberechtigt ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Mai 1875, 
3. 5924 entſchieden wie folgt: „Das Miniſterium des Innern findet 
im Grunde des § 40 des Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 zu er⸗ 
kennen, daß die Witwe Joſefa P. und die 3 ehelichen Kinder: Maria, 
Karl und Joſef des im J 1866 in der Activität zu Efferding in 


I 
Ober⸗Oeſterr. verſtorbenen k. k. Finanzwach⸗Commiſſärs Karl P. in 
Saalfelden im Herzogthum Salzburg heimatberechtigt ſeien, weil die⸗ 
ſelben ſeit dem Tode des Letzteren ſelbſtſtändig kein neues Heimat⸗ 
recht erworben haben, und daher noch immer jener Gemeinde ange⸗ 
hören, in welcher Karl P. zur Zeit des Ablebens die Zuſtändigkeit 
beſaß. Karl P. aber war vom J. 1849 bis 1852 als k. k. Finanz⸗ 
wachcommiſſär in Saalfelden bedienſtet und als folder nach den im 
Jahre 1849 noch giltigen Vorfchriften des Conſcriptions⸗Patentes 
vom J. 1804 dort als Einheimiſcher zu zählen, weil das Conſcrip⸗ 
tions⸗Patent keinen Unterſchied macht, ob der Amtsſitz des Staats— 
beamten ein ſtabiler war oder nicht. Dieſe Zuſtändigkeit nach Saal⸗ 
felden hat P. durch ſeine ſpäteren Bedienſtungen in gleicher Eigen⸗ 
ſchaft zu Haag und zu Efferding nicht mehr verloren, weil die Ge⸗ 
meindeordnungen vom J. 1849 und 1859, ſowie das Heimatsge⸗ 
ſetz v. J. 1863 in den §§ 13, reſp. 42 und 10 die Erlangung 
des Heimatrechtes von Seite eines Staatsbeamten ausdrücklich von 
dem „ſtändigen Aufenthalte“ oder „ſtändigen Amtsſitze“ abhängig 
machen, ein ſolcher aber den k. k. Finanzwachcommiſſären nach den 
SS 27 und 244 der Verfaſſungsvorſchrift für die Finanzwache 
(ober- öſterr. Prov. G. S. 1843, pag. 146) nicht zukömmt. Karl. P. 
war daher zur Zeit ſeines Todes noch in Saalfelden heimatberechtigt, 
wo er vor der Conſtituirung der Ortsgemeinden zuletzt bedienſtet an 


Auch die Beſitzer eingefriedeter Garten participiren als Grundbe⸗ 
ſitzer an dem Ertragniſſe der verpachteten Gemeindejagd (zu § 8 
des Jagdpatentes vom 2. März 1849, N. G. Bl. Nr. 154). 

Anläßlich der Vertheilung des Jagdpachtzinſes unter die Grund⸗ 
beſitzer einer Gemeinde ($ 8 des kaiſerlichen Patentes vom 7. März 
1849) begehrten die bloßen Gartenbeſitzer auch einen aliquoten Theil. 

Die Gemeindevorſtehung befragte die Bezirkshauptmannſchaft, 
ob ein ſolches Begehren drundhältig ſei. Dieſe bedeutete, „daß, da 
nach der Vorſchrift des Jagdpatentes vom 7. März 1849 der jähr- 
liche Reinertrag der den Gemeinden zugewieſenen Jagd am Schluſſe 
eines jeden Pachtjahres unter die Geſammtheit der Grundeigenthümer, 
auf deren in der Gemeindemarkung gelegenen Grundbeſitze die Jagd 
ausgeübt werde, nach Maßgabe der Ausdehnung des Grundbeſitzes 
zu vertheilen ſei, da ferner nach den Beſtimmungen des § 12 der 
Jagdordnung vom 18. Februar 1786 das Jagdrecht auch auf einge⸗ 
friedete Grundflächen, welche ſich in- und außer den Waldungen und 
Auen befinden, Anwendung erleide und dem Wilde der Zutritt auf 


Gärten als zum Jagdgebiete gehörig zu betrachten wären, demnach 
auch die Beſitzer dieſer Grundflächen von der Vertheilung des Jagd» 
pachtſchillings nicht ausgeſchloſſen werden könnten und daß lediglich 
die mit Wohn- und Wirthſchaftsgebäuden verbauten Grundflächen 
(reſp. deren Beſitzer) von der Betheiligung an dem Jagdpachterträg⸗ 
niſſe ausgenommen erſchienen.“ 

Die Gemeindevorſtehung machte die vorſtehende Erledigung 


in der Gemeinde kund. Da aber erhoben ſich mehrere größere Grund⸗ 


beſitzer und brachten gegen die bezirksbehördliche Anſchauung bei der 
Landesſtelle Beſchwerde ein. Sie trugen vor, daß es in ihrer Ge— 
meinde keine eingefriedeten Gärten gebe, die nicht unmittelbar um 
die Wohn: und Wirthſchaftsgebäude lägen. Da nun im Grunde des 
Strafgeſetzes ($ 459) das Schießen in der Nähe von Häuſern, Ge— 
bäuden und Scheunen verboten ſei, da ſodann der $ 8 des Jagd: 
patentes vom Jahre 1849 den Gemeindejagd-Pachtzins nur jenen 
Grundeigenthümern zuweiſe, auf deren Gründen die Jagd ausgeübt 
werde, ſo ſtehe den Gartenbeſitzern der Mitgenuß des Jagdpacht— 
ſchillings nicht zu. Es fer übrigens ja auch die Jagd in eingefriedeten 
Gärten nicht erlaubt und der Jagdpachtſchilling ſtelle ſich ſeiner 
Natur nach als eine Entſchädigung für beſchädigte Feldfrüchte dar. 

Die Landesſtelle gab der Beſchwerde nicht ſtatt, „weil Gärten 
und andere eingefriedete Grundſtücke nicht zu den nach den $$ 4, 5 
des Jagdpatentes vom J. 1849 von der Einbeziehung in das Ge— 
meindejagdgebiet ausgenommenen Grundſtücken gehören“. 

Im Miniſterialrecurſe polemiſirten die größeren Grundbeſitzer 
gegen die Entſcheidung der Landesſtelle, indem ſie ſagten, daß nach 
der Argumentation der letzteren ebenmäßtg der Grund, auf welchem 
Gebäude ſtehen, an dem Jagsdpachtſchilling mitpartieipire, weil auch 
dieſer durch § 4 und § 5 des Jagdpatentes vom J. 1849 nicht 
ausgenommen ſei. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium jedoch erkannte unterm 14. Mai 
1875, 3. 4944, wie folgt: „Dem Miniſterialrecurſe der Grundbeſitzer 
gegen die Entſcheidung der Landesſtelle, womit unter Aufrecht— 
erhaltung des Beſcheides der Bezirkshauptmannſchaft ausgeſprochen wurde, 
daß der Pachtzins von der Jagdbarkeit der Gemeinde ... nach Maß⸗ 
gabe der Ausdehnung des in der Gemeindemarkung gelegenen Grundbe- 
ſitzes mit Inbegriff der eingefriedeten Gärten zu vertheilen iſt. wird 
keine Folge gegeben.“ E— e. 


Die durch das Hofdecret vom 28. April 1807, Nr. 809 J. G. S., 

ſtatuirte Befreiung des Nachlaſſes von Militärperfonen von der 

Gebühr zum Allgemeinen Krankenhaus: und Verſorgungsfonde 
bezieht ſich nicht auf Fideicommiſſe. 

Ein Fideicommißbeſitzer war ein mit Beibehaltung des Mili⸗ 
tärcharakters ausgetretener Major und ſtarb. Bezuͤglich der Nachlaß 
gebühren hatte er in ſeinem Teſtamente angeordnet, daß die geſetz— 
lichen Gebühren für den Wohlthätigkeits- und Normalſchulfond, dann 
das Krankenhaus in Wien nach den geſetzlichen Vorſchriften aus 
feinem Nachlaffe entrichtet werden ſollen. 

Sein Allod.⸗Erbe und Fideicommiß-Nachfolger überreichte die 
Nachweiſung über den fideicommiſſariſchen Nachlaß, nahm darin jedoch 
die Befreiung des Fideicommißnachlaſſes von der Entrichtung der Ge— 
bühren zum Krankenhaus- und Wohlthätigkeitsfonde in Anſpruch und 
berechnete den der Staatsgebühr unterliegenden reinen Fideicommiß— 
Nachlaß mit 496.252 fl. 33 kr. 

Das Landesgericht Wien hat jedoch mit Beſcheid vom 28. April 
1874, 3. 32.544, dem Antrage, den Fideicommiß-Nachlaß von den 
Gebühren zum Krankenhaus- und zum allgememeinen Verforgunge- 
fonde freizuhalten, keine Folge gegeben, weil die Militäreigenſchaft 
des verſtorbenen Fideicommiß-Beſitzers, da es ſich nicht um ein frei 
vererbliches Vermögen handelt, für die Bemeſſung dieſer Gebühren 
unentſcheidend iſt. Das Landesgericht hat ſofort — indem es den 
Curswerth einer als Activpoſt eingeſtellten Obligation per 287 fl. 
mit 162 fl. 45 kr. ö. W. ſtatt mit 154 fl. 31 kr. berechnete und 
eine als Abzugspoſt eingeſtellte Satzpoſt aus dem Jahre 1693 per 
25.638 fl. nach dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811 in W. 
W., ſomit nur mit 10.767 fl. 96 kr. anſetzte, und endlich mit Rüd- 
ſicht auf einen in der Nachlaßnachweiſung unterlaufenen Rechnungs⸗ 


fehler per 10 fl. — den gebührenpflichtigen Nachlaß ſtatt mit 
496.252 fl. 33 kr. mit dem Betrage von 511.140 fl. 51 kr. 5. W. 
beziffert, und hievon die Gebühr zum Krankenhausfonde mit 2300 fl. 
13 kr. und zum Verſorgungsfonde mit 5111 fl. 41 kr. bemeſſen. 


Dagegen brachte der Erbe eine Vorſtellung ein, welche haupt— 
ſächlich gegen die Bemeſſung der beſagten Localgebühren gerichtet war, 
nebenher aber auch die in der Nachlaßausweiſung enthaltene Curs— 
berechnung der Obligation per 287 fl. mit 154 fl. 31 kr. aufrecht 
erhielt und ſohin mit Rückſicht auf den gerügten Laterirungsfehler 
und auf den vom Landesgerichte hinſichtlich der Berechnung der Satz— 
poſt per 25.638 fl. erhobenen Anſtand den gebührenpflichtigen Nach— 
laß nunmehr mit 511.132 fl. 37 kr. bezifferte. 

Dieſer Vorſtellung gab das Landesgericht nur dahin ftatt, daß 
es die Cursberechnung der Obligation per 287 fl. gelten ließ, ſohin 
den gebührenpflichtigen Nachlaß nunmehr mit 511.132 fl. 37 kr. 
bezifferte, und hienach die Gebühr zum Verſorgungsfonde ſtatt mit 
5111 fl. 41 kr. nur mit 5111 fl. 33 kr. berechnete. Im Uebrigen 
wurde der Vorſtellung nicht ſtattgegeben, ſondern dieſelbe als Reeurs 
dem k. k. Oberlandesgerichte vorgelegt, welches demſelben mit Erle— 
digung vom 1. Juli 1874, 3. 11.378, Folge gegeben und die vor⸗ 
bezeichnete Fondsgebühren-Bemeſſung behoben hat: weil das erblaſſe— 
riſche Teſtament auf das Fideicommiß-Vermögen keinen wirkſamen 
Einfluß hat, ſich übrigens auch auf die geſetzlichen Vorſchriften bezieht, 
ferners weil den Militär-Verlaſſenſchaften, ohne Unterſchied, ob ſie 
von dem Fideicommißſtifter oder von dem Erblaſſer herrühren, durch 
Hofdecret vom 28. April 1807, Nr. 809 J. G. S., die Befreiung 
von den Gebühren zu den beſagten Fonden eingeräumt und ihnen 
dieſe Befreiung auch durch das Geſetz vom 20. Mai 1869, 3. 78 
R. G. Bl., nicht entzogen ſein kann, da das Privilegium offenbar 
nicht aus dem formellen Grunde der Zuſtändigkeit, ſondern aus der 
materiellen Begünſtigung des Militärſtandes verliehen worden iſt. 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat dem gegen dieſe oberlandes— 
gerichtliche Entſcheidung von der Finanzproeuratur in Vertretung des 
Wiener Krankenhausfondes und des Verſorgungsfondes eingebrachten 
Reviſionsrecurſe ſtattgegeben und in Abänderung der angefochtenen 
obergerichtlichen Verordnung mit Entſcheidung vom 6. October 1874, 
3. 10.321, den Beſcheid des Landesgerichtes (mit der über die Vor— 
ſtellung hinſichtlich der Bezifferung der Gebühr zum Verſorgungs⸗ 
fonde ſtattgehabten Aenderung) beſtätigt: „weil die Beſtimmung des 
Hofkanzleidecretes vom 28. April 1807, Nr. 809 J. G. S., zufolge 
welcher die Verlaſſenſchaften der der Militär-Gerichtsbarkeit unterlie⸗ 
genden Perſonen von der Entrichtung der Gebühren zum allgemeinen 
Krankenhaus⸗ und zum Wohlthätigkeitsfonde befreit erklärt worden 
ſind, auf den vorliegenden Fall nicht angewendet werden kann, da es 
ſich um einen Fideicommiß-Nachlaß handelt, in Anſehung des Fidei- 
commiß⸗Vermögens der Verſtorbene niemals der Militär-Gerichts— 


barkeit unterſtand, und mithin die in dem Hofdecrete vom 17. Juni 
1808, Nr. 844 J. G. S, auch für Fideicommiß-Verlaſſenſchaften 


vorgeſchriabene Entrichtung der in Rede ſtehenden Gebühren durch 
die vom verſtorbenen Fideicommiß Beſitzer bekleidete Militäreigen— 
ſchaft nicht berührt erſcheint“. Jur. Bl. 


Titeratur. 


Vorbereitung zum Amte des Gemeindevorſtehers in 80 
Briefen. Von Adolf Ritter v. Obent ra ut, k. k. Bezirkshauptmann. Wien, Manz 
1875. 

Das vorliegende Buch gehört zu den beſten der in Sachen nuſerer heutigen 
Gemeindeverwaltung erſchienenen Schriften. Es giebt den Gemeindevorſtehern einen 
Leitfaden an die Hand, aus welchem fte vor Allem ſehr gut die Richtung und dann 
in ziemlich erſchöpfender Weiſe auch den Umfang der ihnen im ſelbſtſtändigen und 
im übertrogenen Wirkungskreiſe obliegenden Amtsthätigkeit erſehen können. Auf den 
Charakter eines vollſtändigen Handbuches für die heutige insbeſondere die polizeiliche 


Communalverwaltung macht das Werk allerdings keinen Auſpruch. Sehr gut und | 


praktiſch find die beigegebenen Formularien. Die Behandlungsweiſe des Stoffes in 


Briefen iſt leichtfaßlich; freilich hat der Herr Verfaſſer die in ſolchem Falle leicht | 


gegetene K ippe des Verirrens in Allgemeinheiten nicht durchwegs glücklich umſchifft. 
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| Sammlung der wichtigeren öſterreichiſchen Geſetze, Ve rord— 
nungen und Erlaſſe im Forſtweſen. Ven Dr. Ernſt Baron Exterde. 
Wien, Gerold 1875. 

Die vorliegende Sammlung der „wichtigeren“ geieglichen Normen im Forſt— 
weſen zeichnet ſich durch eine ſehr gelungene, wiſſenſchaftlichen Ton haltende 
ſyſtematiſche Eintheilung au-. Ueber den Zweck der Herausgabe der Sammlung 
ſpricht ſich der Herr Verfaſſer im Vorworte in folgender Weiſe aus: „Angeſichts 
der mächtigen Beſtreaungen, ein neues Forſtgeſetz in's Leben zu rufen, dürfte 
es entgegenkommend erſcheinen, die auf das Foritg-feg bezüglichen Geſetze, 
Verordnungen und Erläſſe zuſammenzuſtellen und vor Augen zu führen. 
Denn nur bei genauer Kenntniß des vorhandenen Rechtszuſtandes können Auf- 
hebung und Verbeſſerung des Rechts vor ſich gehen und neue Normen berubi« 
gungsvoll geſchaffen werden. Mit Erwägung des angedeuteten Zweckes, nämlich 
des, den Geſetzgeber in ſeiner Vorarbeit zu unterſtützen, wolle man anch die Auf- 
nahme oder die Nichtaufnahme einer oder der anderen Verordnung beurtheilen. 
Uebrigens wird beim Durchſchauen des in dieſem Buche aufgeſpeicherten Materials 
vielleicht die Meinung Raum gewinnen, daß auf dem Gebiete des Forſtweſens 
Geſetze und Verordnungen reichlich genug erfloſſen ſind und daß es an ihnen 
nicht liegt, wenn uns unſere Waldzuſtände nicht überall befriedigen. Jedenfalls 
darf man der Frage entgegenſehen, ob die laut gewordenen, auf Reform und Er 
gänzung des Forſtgeſetzes zielenden Wüniche nicht etwa einfacher im Wege von 
Novellen zu erreichen ſeien.“ Wir können letzterer Anſchauun nur beiſtimmen. 
Das auch hübſch ausgeſtattete Buch dürfte namentlich in engeren Fachkreiſen ſehr 
befriedigen. J. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath Grafen Ladislaus Hoyos Sprin-⸗ 
zenſtein zum außererdentlichen Geſandien nnd bevollmächtigten Miniſter für. 
die Vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Hofratre der nieder: diterr. Finanzlandeedirection 
Anton Barchetti den öſterr. Ritterſtand zu verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkehauptmanne in Laibach Joſeph Schiviz 
von Schivizhofen, und dem Bezirkshauptmanne in vittai Johann Pajk aus 
Anlaß ihrer Penſionirung den Ausdruck der Allerhöchſten Zufriedenheit bekannt 
zu geben geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Ackerbauminiſterium 
Karl Suchy den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obercontrolor Paul Cholewkievicz 
in Lemberg zum Oberamts⸗Verwalter bei dem dortigen k. k. Hauptzollamte ernannt. 

Der Finanzmi niſter hat eine Oberamtscontrolorsſtele bei dem k. k. Haupt⸗ 
zollamte in Trieſt dem Zoll magazine verwalter Johann Gayer verliehen. 

Der Ackerbaum iniſter hat den Conceptsprakticanten der nieder⸗öſterr. Statt⸗ 
halterei Arthur Ritter v. Stuben rauch zum Miniſterial-Concipiſten im Ader- 
bauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungs rev denten Karl Kahlich zam 
Rechnungsrathe im Ackerbauminiſterinm ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtcommiſſärsſtelle mit der neunten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale von 600 fl. 
und Kanzleipauſchale von 40 fl. und Forſtadjunctenſtelle mit der zehnten Range: 
claſſe, Reiſepauſchale von 500 fl. und Kanzleipauſchale von 30 fl. Beide in Kärnten 
bis 15. Juli. (Amtsbl Nr. 129.) ’ 

Kanzlei⸗Vorſtandsſtelle on der techniſchen Hochſchule in Graz mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 10. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Kanzlei⸗Vorſtandsſtelle an der techniſchen Hochſchule in Graz mit der neun— 
ten Nangeclaffe, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 134.) > 

Poſtofficialeſtelle für Nieder-Defterreich, zehnte Rangeclaſſe, bis 24. Juli 
1875. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Bezirkscommiſſärſtelle in Ober. Oeſterreich mit der neunten Rangsclaſſe, 
eventuell eine Statthalterei-Con cipiſtenſtelle, mit der zehnten Rangsclaſſe bis 20. 
Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 140.) 

Zwei Forſtaſſiſtenten⸗ bei der Forſt- und Domänendirection in Wien mit der 
cilften Rangsclaſſe, eventuell zwei Elevenſtellen mit 400 bis 600 fl. Adjutum bis 
10. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Zollverwaltersſtelle in Paſſau mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Zollbedienſtung mit der zehnten und eilften Rangsclaſſe in Oberöſterreich, bis. 
15. Juli 1875. (Amtebl. Nr. 141.) 

Forſtingenieurs⸗Adjunctenſtelle in Gmunden mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 18. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 133) 0 

Bezirkshauptmannoſtellen bei den politiſchen Verwaltungsbehörden in 
Kraim in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell Regierungsſecretärsſtellen in der 
achten Rangsclaſſe und eventuell Bezirkscommiffärsſtellen in der nennten Range- 
claſſe, bis 18. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 149.) 

Salinenarztesſtelle bei der k. k. Salinen verwaltung in Iſchl, mit 700 fl. 
Gehalt und 300 fl. Reiſepauſchale, bis 26. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 149.) 

Ingenieursſtelle bei der Stadtgemeinde Wr.⸗Neuſtadt mit 1200 fl. Gehalt, 
bis 25. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 150.) 

Neunzehn Steueramts⸗Adjunctenſtellen in Nieder⸗Oeſterr., bis 30. Juli 
1875. (Amtsbl. Nr. 151.) 


Druck der k. Wien er Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori 


